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Merkblatt zur Herstellung, Veränderung, Erweiterung  

und Erneuerung von Grundstückszufahrten und  
Zugängen in der Stadt Pirna 

 
 
I. Grundlagen 

 
Die Herstellung, Veränderung, Erweiterung und Erneuerung von Zufahrten und Zugängen für 
Grundstücke an öffentlichen Straßen ist gem. § 22 Abs. 1 S. 1 des Sächsischen Straßengesetz 
(SächsStrG) in Verbindung mit § 18 Abs. 1 SächsStrG bei Großen Kreisstadt Pirna als 
Straßenbaubehörde im Sinne des § 47 Abs. 2 Nr. 3 SächsStrG genehmigungspflichtig. 
 
Jedes Grundstück hat Anspruch auf eine Zufahrt in angemessener Größe und Ausführung. Der 
Anspruch besteht nicht automatisch bei Grundstücksteilungen, bei zusammenliegenden 
Grundstücken oder Grundstücken die bereits eine anderweitige ausreichende Verbindung zu 
dem öffentlichen Wegenetz besitzen. 
 
In begründeten Fällen können weitere und größere Grundstückszufahrten genehmigt werden. 
Dies stellt eine Ausnahmeregelung dar und kann von der Straßenbaubehörde widerrufen werden. 
 
Im Rahmen des Genehmigungsverfahrens wird durch die zuständige Straßenbaubehörde 
geprüft, ob die gewünschte Zufahrt an der gewünschten Stelle errichtet oder geändert werden 
kann, und welche technischen Vorgaben dabei eingehalten werden müssen. Aus Gründen der 
Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs kann die Behörde gem. § 18 Abs. 2 S. 2 SächsStrG 
Auflagen erteilen. 
 
Aufgrund von Eingriffen in den öffentlichen Verkehrsraum ist spätestens 14 Tage vor 
Baubeginn bei der Verkehrsbehörde der Großen Kreisstadt Pirna eine verkehrsrechtliche 
Anordnung zu beantragen. Den Antrag finden Sie auf unserer Internetseite www.pirna.de unter 
„Rathaus online“ > „Dienstleistungen A-Z“ > Buchstabe V – Verkehrsrechtliche Anordnung, 
Straßensperrung. 
 
Mit Beantragung der verkehrsrechtlichen Anordnung, spätestens jedoch eine Woche vor 
Baubeginn, ist der Fachgruppe Tiefbau unter der E-Mailadresse tiefbau@pirna.de der Baubeginn 
anzuzeigen. 
 
Die Fertigstellung der Grundstückszufahrten und Zugänge sind spätestens vier Wochen nach 
Beendigung der Arbeiten mit dem entsprechenden Formular der Stadt Pirna anzuzeigen. Sie 
gelten mit örtlicher Abnahme durch die Fachgruppe Tiefbau als beendet. 
 
Bei der örtlichen Begehung durch Mitarbeiter der Stadt Pirna festgestellte Mängel, sind durch 
den Erlaubnisnehmer in angemessener Zeit und auf dessen Kosten zu beseitigen. Bei nicht 
erfolgen behält sich die Stadt Pirna das Recht der Ersatzvornahme zu Lasten des Erlaubnisnehmers 
vor. (§ 24 Abs. 1 Sächsisches Verwaltungsvollstreckungsgesetz i.V.m. § 18 SächsStrG) 
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II. Planerische Grundsätze für Grundstückszufahrten 
 

1. Der Erlaubnisnehmer hat Anlagen so zu errichten und zu unterhalten, dass sie den 
Anforderungen der Sicherheit und Ordnung sowie den anerkannten Regeln der Technik 
genügen. 

 

2. Durch die Grundstückszufahrten sind die Leichtigkeit und Sicherheit des fließenden Verkehrs 
zu gewährleisten und Verkehrsgefährdungen zu vermeiden. 

 

3. Die bauliche Gestaltung der Zufahrt hat so zu erfolgen, dass bei Nutzung der Zufahrt durch 
eine ausreichende Sicht auf Fahrbahn sowie Geh- und Radwege jederzeit eine Gefährdung 
des Straßenverkehrs ausgeschlossen ist (§ 10 StVO). 

 
4. Zufahrten im Kreuzungs- und Einmündungsbereich sind grundsätzlich unzulässig. Zudem 

sollten öffentliche Parkräume und/oder Straßenbegleitgrün so gering wie möglich in 
Anspruch genommen werden. 

 
5. Grundstückszufahrten sind so anzulegen, dass sie über eine min. 3,00 m bis max. 6,00 m 

breite Zufahrt zu erreichen. Breite Zufahrtsbreiten bedarf der vorherigen Abstimmung der 
Fachgruppe Tiefbau der Stadtverwaltung Pirna.  

 

6. Zwischen zwei Grundstückszufahrten sollte ein Abstand von mindestens 6,00 m eingehalten 
werden. 

 
7. Das verbaute Material (Pflaster, Borde etc.) in öffentlichen Bereichen ist Eigentum der Stadt 

Pirna. Nicht wieder verbaute Ausbaumaterialien sind der Stadtverwaltung Pirna Fachgruppe 
Tiefbau zur Abholung anzuzeigen. 

 
8. Treten während der Baumaßnahme Straßenverunreinigungen auf, sind diese unverzüglich 

und auf eigene Veranlassung zu beseitigen. 

 

9. Zur Gewährleistung der Sichtbeziehungen auf den öffentlichen Verkehrsraum sind 
Bebauungen und Anpflanzungen im Bereich der Sichtflächen der Ausfahrt höher als 70 cm 
unzulässig.  

 

10. Türen und Tore dürfen beim Öffnen nicht in den öffentlichen Verkehrsraum schlagen.  

 

11. Vorhandene Vermessungs- und Grenzpunkte sind zu sichern. Änderungen an diesen dürfen 
nur von einem öffentlich bestellten Vermessungsingenieur ausgeführt werden.  

 

12. Sollten im vorgesehenen Baubereich Einbauten der Versorgungsträger (Schieberkappen, 
Kanaldeckel, Masten u. a.) vorgefunden werden, sind diese nach vorheriger Abstimmung mit 
dem jeweiligen Rechtsträger an die zu verändernden Höhenverhältnisse anzupassen bzw. 
lagemäßig zu versetzen. 

 

13. Beschädigungen der Straße sind auszuschließen. Sollten durch die Bautätigkeit an der Straße 
Schäden entstehen, obliegt dem Veranlasser die Haftung. 

 
14. Vor Beginn der Arbeiten sind entsprechende Leitungsauskünfte bei den jeweiligen 

Versorgungsunternehmen (Strom, Gas, Wasser, Telekommunikation, Entwässerung) 
einzuholen. 
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III. Bauliche Grundsätze für Grundstückszufahrten 
 

1. Die jeweiligen Auflagen und Nebenbestimmungen des Leistungsbescheides der Stadt Pirna 
zur Genehmigung von Grundstückszufahrten sind zu beachten. 
 

2. Die Arbeiten sind von einer zugelassen Fachfirma ausführen zu lassen. Die geltenden 
Richtlinien und Regeln der Technik sowie die dem Leistungsbescheid als Anlage beigefügte 
Regeldarstellung sind einzuhalten. 

 

3. Die Grundstücksausfahrt ist zu befestigen und der Aufbau entsprechend der Nutzung zu 
wählen. Als Mindestanforderung bei PKW-Verkehr gelten 40 cm Oberbaudicke bestehend 
aus 30 cm ungebundener Oberbau (Frostschutzschicht 0/32) und 10 cm vollgebundener 
Oberbau. 

 

4. Folgende Verdichtungswerte sind einzuhalten: OK Frostschutzschicht Ev2 > 100 MPa  

        OK Planum Ev2 > 45 MPa 

 

5. Vorhandene hohe Fahrbahnborde sind abzusenken bzw. durch geeignete Fahrbahnborde 
(z.B. Rundborde) und Absenksteine (1 m je Seite) auszutauschen. 
 

6. Entstandene Fugenspalten zwischen abgesenkten Bord und Zufahrt, sind mittels 
Fugenverguss zu schließen. 

 

7. Das auf dem Grundstück anfallende Niederschlagswasser ist auf diesem in geeigneter Form 
zu entsorgen. Es darf nicht auf den öffentlichen Grund abgeleitet werden. Ist dies im Bereich 
der Zufahrt nicht möglich, ist eine Linienentwässerungseinrichtung auf der 
Grundstücksgrenze zu errichten. Auch bei sickerfähigem Ökopflaster ist das Gefälle der 
Privatfläche nicht in Richtung des öffentlichen Verkehrsraumes vorzusehen. 

 

8. Das Gefälle der öffentlichen Grundstücksfläche ist in Richtung oder öffentlichen Nebenfläche 
vorzusehen und einzubauen. 

 

9. Durch die Anlage der Grundstückszufahrt dürfen vorhandene Entwässerungseinrichtungen 
der Straße und der Ablauf von Oberwasser nicht beeinträchtigt werden. Die Errichtung von 
Grundstückszufahrten in Bereichen von Oberwassereinläufen ist zu vermeiden. 

 

10. Die eigenmächtige Nutzung öffentlicher Einrichtungen, zum Zweck der Verkehrssicherung 
durch Anbringen von Verkehrsspiegeln oder ähnlichen ist nicht gestattet und nur nach 
vorheriger Genehmigung der Stadt Pirna zulässig. 
 




